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Zertrümmerte Hoffnungen: eine Einleitung

Ach, du schönes Ideal Grundgesetz! Wie oft haben sie dich seit
deiner schweren Geburt in Bonn, damals im Nachkriegsjahr
1949, vergewaltigt? Wie viel bist du heute in Deutschland eigent-
lich noch wert? »Wir haben wahrlich keinen Rechtsanspruch auf
Demokratie und soziale Gerechtigkeit auf alle Ewigkeit.« Das
sagte Angela Merkel, damals CDU-Vorsitzende, am 16. Juni 2005
anlässlich der Feier zum 60-jährigen Bestehen der CDU. Ist diese
Ewigkeit bereits erreicht, sieben Jahre später – oder wurde der
erwähnte Rechtsanspruch womöglich schon lange vorher außer
Kraft gesetzt? Sicher ist das beim Sozialstaatsprinzip, also der
Frage der sozialen Gerechtigkeit der Fall. Sie wurde spätestens
im Jahr 2002 durch die damalige SPD/Grünen-Bundesregierung
unter Bundeskanzler Gerhard Schröder zu Fall gebracht. Seit-
dem sind die Barrieren gegen eine soziale Apartheidpolitik kon-
tinuierlich abgebaut worden. Allein das Vermögen des reichsten
Prozents der Deutschen ist heute größer als sämtliche Schulden
von Bund, Ländern und Gemeinden zusammen. Ohne soziale
Gerechtigkeit wird es jedoch, das ist eigentlich eine Binsenweis-
heit, keine Legitimation des Staates geben.

Über die möglichen Folgen machte sich Gesine Schwan Ge-
danken, die ehemalige Bundespräsidentin-Kandidatin und jetzi-
ge Präsidentin der Humboldt-Viadrina School of Governance in
Berlin. »Ich habe schon vor Jahren zwar nicht soziale Unruhen
als kollektive Aktion sozusagen vorhergesagt, wohl aber, dass die
Wut bei denen sich steigern wird, die sich als hoffnungslos abge-
hängt betrachten.«1 Was sind die tieferen Gründe dieser so gerne
verdrängten Entwicklung? Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer
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fasst einige in wenigen Sätzen zusammen: »Die Mehrheit der
Menschen sagt, dass sich Solidarität, Gerechtigkeit und Fairness
in dieser Gesellschaft nicht mehr verwirklichen lassen. Das ist
gefährlich für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und erzeugt
Desintegration […]. Die Demokratie ist in einer Krise.«2

Hinter dieser Erkenntnis steckt jedoch ein noch viel größe-
res Problem: Das Grundgesetz, also das Fundament unserer
Demokratie, ist in den Bereichen Sozialstaatsprinzip, Rechts-
staatsprinzip und Demokratieprinzip in hohem Maße in Gefahr,
außer Kraft gesetzt zu werden. Nur zur Erinnerung: »Die Würde
des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen
ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt«, lautet Artikel 1 des
Grundgesetzes. Dieses sollte eigentlich ein Wertesystem bilden,
das als verfassungsrechtliche Wertentscheidung für alle Bereiche
im Verhältnis zwischen Staat und Bürger gilt. Es stellt sich die
Frage: Weshalb und in welchem Umfang ist in Deutschland das
Demokratiestaatsprinzip gefährdet? »Demokratie ist zur Post-
demokratie geworden, in der innerhalb der formalen Hülle der
Demokratie das Volk als der eigentliche Souverän gegenüber
den Lobbyisten und Eliten keine Durchsetzungschancen mehr
hat.«3 Anders ausgedrückt: Deutschland ist unter anderem von
Netzwerken und Seilschaften – wahren Spinnennetzen der
Macht – geprägt, deren Protagonisten durch ihre parasitären
gesellschaftlichen und ökonomischen Beziehungen die lebendige
Demokratie zu ersticken drohen. Der Politologe Professor Bernd
Greiner nennt es »Tendenzen der Re-Feudalisierung. Das heißt,
dass neben den offiziellen Strukturen, neben den demokratischen
Strukturen, die inoffiziellen Strukturen zunehmend wieder an
Gewicht gewinnen. Und diese Eliten, diese selbst ernannten Eli-
ten, die oben sitzen, die schotten sich zunehmend ab.«4 In diesen
regionalen wie länderübergreifenden Spinnennetzen sind regel-
mäßig Männer und Frauen zu finden, die für Sach- und Waren-
werte verantwortlich sind, deren Lebensmodell Geld- und damit
Machtvermehrung ist – soziale Autisten. Und sie werden dafür
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nicht nur fürstlich entlohnt, sondern gelten in Deutschland sogar
noch als die tragende, die Gesellschaft prägende Elite.

Von einer »Parallelwelt« sprach der ehemalige nordrhein-
westfälische Ministerpräsident, spätere Bundesfinanzminister
und aktuelle SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück. »Das Biotop
an der Spitze zeichnet sich durch ein asoziales und amoralisches
Verhalten aus, das deshalb so ärgerlich stimmt, weil diese Schicht
über alle Voraussetzungen verfügt, zum Wohl des Gemeinwesens
beizutragen.« Er spricht wohl aus Erfahrung. »Ich bin in all den
Jahren als Minister und als Privatperson Maklern, Investment-
bankern, Beratern und Jungunternehmen begegnet, die von
einer erschreckenden Dünkelhaftigkeit, Selbstbezogenheit und
Herablassung gegenüber dem ›gemeinen‹ Volk« waren.«5 Peer
Steinbrück vergaß leider hinzuzufügen, dass es der von ihm
in jeder Beziehung gehuldigte einstige SPD-Kanzler Gerhard
Schröder war, der mit der Liberalisierung der Finanzmärkte die
Büchse der Pandora überhaupt erst geöffnet hat. »Steinbrück hat
noch im März 2006 in der Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen
einen glühenden Beitrag im Geiste der Eichel-Zeit6 geschrieben.
Man werde an der Arbeit der Vorgängerregierung anknüpfen.«7

Erst durch diese politischen Vorgaben wurde die Devise »Be-
reichert euch!« zu einem Lebenselixier einer parasitären Klasse.
Die Politiker, ob von SPD, CDU/CSU, Grünen oder FDP, die
von dieser parasitären Klasse angefüttert wurden, klatschten alle
beflissen Beifall. Und daran hat sich bis heute wenig geändert.
Man könnte ja einmal Chauffeure der Fahrbereitschaft des Deut-
schen Bundestages fragen, was sie von den Abgeordneten und
Ex-Staatssekretären und Ex-Ministern halten, die sie im Laufe
der letzten Jahre gefahren haben. Ein langjähriger Chauffeur der
Fahrbereitschaft erzählte mir: »Wir werden missachtet, wie der
letzte Dreck behandelt und müssen darüber schweigen, dass wir
als Privatchauffeure instrumentalisiert werden, um die Abgeord-
neten zum Einkaufen, in den Urlaub oder ins Bordell zu fahren.
Sie wollen, gleichgültig von welcher Partei, wie Könige behandelt



12

werden – von Volksvertretern kann keine Rede sein.« Hinzu
kommt, dass die Fahrer extrem schlecht bezahlt werden und von
ihrem Gehalt nicht leben können, weil die Fahrbereitschaft des
Bundestags zum Teil privatisiert wurde. Das alles interessiert die
Abgeordneten nicht. Im dicken schwarzen Mercedes oder Audi
vorgefahren zu werden – das allein zählt.

Übrigens sind im öffentlichen Mediendiskurs viele dieser
Gallionsfiguren des deutschen Establishments aus Politik, Wirt-
schaft und Justiz nach wie vor auffallend präsent, insbesondere
in den verschiedenen Netzwerken oder, besser gesagt, Spinnen-
netzen der unkontrollierten und intransparenten Macht. Um das
zu belegen, reicht es aus, sich in der Vergangenheit die Flut der
politischen Marketing-Talkshows mit ihrer mehr oder weniger
klaren Verkaufsabsicht anzusehen. Ein Beispiel: Da gibt es die
Initiative Soziale Marktwirtschaft (INSM), eine von den Arbeit-
geberverbänden der Metall- und Elektroindustrie finanzierte
Pressure-Group.8 Die INSM war eine Inspiration der Hambur-
ger Werbeagentur Scholz & Friends (Wahlspruch: The Orches-
tra of Ideas). Sie sollte den Wunsch der Arbeitgeber umsetzen,
für einen Wandel des politischen Klimas in Deutschland zu
sorgen. »Die Aktivitäten der INSM haben in den letzten Jahren
massiv dazu beigetragen, Einstellungen in der Bevölkerung zu
verändern und Themen wie Rückbau des Wohlfahrtstaats, Ar-
beitszeiten, verstärkte Eigenverantwortung, staatliche Ausgaben
und Aufgabenbeschränkung in die Diskussion zu bringen.« Zu
diesem Ergebnis kam bereits 2004 eine Studie der gewerkschafts-
eigenen Hans-Böckler-Stiftung. Laut ARD-Magazin Plusminus
sind die INSM-Botschafter auf sämtlichen Kanälen Dauergäste
in den Talkshows. Schaut man sich die Internetseite der INSM
an, findet sich unter diesen »Botschaftern« kein einziger Ver-
treter der großen Industriegewerkschaften. »Tatsächlich sind alle
bei der gleichen Lobby im Boot – und fordern harte Einschnitte,
von denen sie selbst nie betroffen sind«, heißt es im Bericht des
Fernsehmagazins.9 Zu ihnen gehörte Wolfgang Clement (SPD),
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der ehemalige Wirtschafts- und Arbeitsminister. Sein Beispiel
zeigt die Kontinuität einer langfristig angelegten politischen Stra-
tegie, die durch die internationale Wirtschaftskrise nur scheinbar
in die Defensive geraten ist: die Zementierung der neoliberalen
Ideologie.

Und schon sind wir bei einem der vielfältigen politisch-wirt-
schaftlichen Spinnennetze, die unter allen Umständen den po-
litischen und gesellschaftlichen Status quo beibehalten wollen.
Ein kurzer Rückblick: Im Januar 2008, kurz vor den Wahlen zum
Hessischen Landtag, trug Wolfgang Clement mit dazu bei, dass
in Hessen die linke SPD-Politikerin Andrea Ypsilanti nicht den
bisher regierenden CDU-Ministerpräsidenten Roland Koch ab-
lösen konnte. Denn Clement hatte vor den anstehenden Land-
tagswahlen öffentlich davor gewarnt, sie zu wählen, weil sie we-
der Atomkraftwerke noch neue Kohlekraftwerke wolle. Andrea
Ypsilanti erzählte mir, dass sie sich und ihre »klare alternative
linke Politik« von der rechten SPD-Führung und der Energie-
wirtschaft denunziert sehe. Denn bei der SPD-Führung in Berlin
stieß sie mit ihrer Politik auf erbitterten Widerstand. Sie nannte
im Interview auch den damaligen SPD-Außenminister Frank-
Walter Steinmeier, der in Hintergrundgesprächen Journalisten
entsprechend »gefüttert« habe. »Es waren zwei starke Blöcke,
die meine Politik und meinen Wahlsieg verhinderten. Die einen
sagten, deine Politik widerspricht unserer politischen Program-
matik. Der andere Block war die Energiewirtschaft, die ihre ur-
eigenen Interessen durchsetzte.« Und gemeinsam waren beide
stark – und entsprechend erfolgreich: Roland Koch durfte wei-
terregieren.

Um auf Wolfgang Clement zurückzukommen. Natürlich be-
stand bei seinen Warnungen vor der Wahl von Andrea Ypsilanti
keinerlei Zusammenhang damit, dass er damals im Aufsichtsrat
der RWE-Kraftwerkstochter RWE Power saß, Senior Advisor
der Citigroup Global Markets Deutschland war und als Strategic
Operational Partner der Investmentfirma RiverRock European
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Capital Partners zur Verfügung stand.10 Inzwischen ist er aus der
SPD ausgetreten und jetzt Vorsitzender des Kuratoriums der Ar-
beitgeberinitiative INSM.

»Sorgfältig wird das Funktionieren des politischen Geschäfts
verdeckt«, analysierte bereits im Jahr 2001 der Verfassungs-
rechtler Professor Hans Herbert von Arnim. »Die treibenden
Kräfte, Motive, Absprachen und damit die Hintergründe und
ursächlichen Zusammenhänge der Politik bleiben den Bürgern
verborgen. Umso schockierender wirkt es, wenn durch Zufall
doch einmal die Nebelwand aufreißt und dem Bürger den Blick
freigibt auf einzelne Teile des Netzwerks von Macht und Inter-
essen.«11 Nichts hat sich seit dieser Aussage von Hans Herbert
von Arnim geändert – im Gegenteil. Diejenigen, die sich intensiv
für Menschen einsetzen, ihnen helfen, ob Krankenschwestern,
Sozialarbeiter, Lehrer, Kindergärtnerinnen oder Altenpfleger,
um nur einige zu nennen, werden allesamt miserabel bezahlt.
Die gesellschaftliche und soziale Würdigung ihres Engagements,
ihrer Verlässlichkeit, ihrer sozialen Empathie ist eher dürftig. Im
öffentlichen Mediendiskurs tauchen sie fast nie oder allenfalls als
Statisten auf. Ihre Stimme wird nicht gehört, obwohl sie doch ei-
gentlich die Elite einer sozialen Demokratie repräsentieren.

Genau an den Schnittstellen zwischen der humanen Soli-
dargemeinschaft eines demokratischen Rechtsstaats und den
egomanischen Partikularinteressen einer sich als exklusiv ver-
stehenden Elite stellt sich in meiner Naivität die zentrale Frage,
welche ethischen Grundlagen heute Deutschland prägen. Das
lässt sich noch zuspitzen: Herrschen in Deutschland, aufgrund
der Ökonomisierung aller Bereiche der Gesellschaft, überhaupt
noch ethische Grundsätze? Oder anders gefragt: Wie viele deut-
sche Top-Politiker, hochkarätige Bürokraten, Banker und Wirt-
schaftskapitäne haben dem Teufel namens soziale und ethische
Verantwortungslosigkeit ihre Seele verkauft? Hatten sie jemals
eine solche Seele, die irgendwann bedauerlicherweise durch die
Realität des Machtmanagements verschüttet wurde?
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Das sei ein Teil des Problems, sagt Christine Bauer-Jelinek,
renommierte Wiener Psychotherapeutin und Wirtschaftscoach.
Sie wird von vielen österreichischen wie deutschen Unterneh-
mern und Politikern um Rat gebeten. »Die zu mir kommen, die
wollen wirklich ein ethisches Verhalten praktizieren, haben Idea-
le. Aber sie sagen, wenn ich das versuche umzusetzen, habe ich
keine Chance, wirtschaftlich und politisch zu überleben. Und ich
habe doch Familie und muss mich um mein Einkommen küm-
mern.«12 Es ist also kein individuelles, sondern ein strukturelles
Problem unserer Gesellschaftsordnung, das ethisches Verhalten
in den entscheidenden Führungspositionen – egal ob Politik, Bü-
rokratie oder Wirtschaft – blockiert. Aber auch das stimmt: »Wer
ethische Motive für sich in Anspruch nimmt, verfolgt womöglich
in Wahrheit ganz private Ziele und kann genauso korrupt sein
wie ein Geschäftsmann oder Politiker.«13

Die Frankfurter Börse ist ein zentraler Teil des wirtschaftlichen
und damit politischen Machtapparats. Dirk Müller gilt dort als
ausgewiesener Experte, und er ist der Ansicht: »Natürlich gibt es
Politiker, die ethische Prinzipien leben, die sich selbst über die
Verhältnisse aufregen. Am Ende setzen sich aber die durch, die
weniger Skrupel haben als diejenigen, die die Nähe zur Macht
und zum Geld suchen. Sie haben mehr Einfluss als diejenigen,
die es sauber und anständig machen wollen. Ich habe hier am
Parkett viele Leute getroffen, die eine hohe Ethik haben. Aber es
sind die Schweinehunde, die in die entscheidenden Positionen
kommen.« Und ein Geschäftsführer, der in verschiedenen deut-
schen Unternehmen gearbeitet hat, schrieb mir Folgendes: »In all
diesen Unternehmen, und das schreibe ich nicht aus irgendeiner
Verbitterung heraus, sondern ganz emotionslos, gab es generell
keine unternehmerische Ethik, ob kleine oder große Unterneh-
men. Und gerade die Unternehmen, die sich die Company-Com-
pliances14 ganz groß auf die Stirn geschrieben haben, zeigten die
geringste Moral, man wird sogar getrieben, neue und sichere
Wege zu finden.«



16

Kann es überhaupt unter den gegenwärtigen globalen kapi-
talistischen Verhältnissen eine Verbindung von Wirtschaft und
Ethik geben? Diese Frage beschäftigt Professor Bernd Klees, den
ehemaligen Direktor des Instituts für Wirtschafts- und Sozial-
recht an der Fachhochschule Braunschweig. »Nicht wenige se-
hen in der eher künstlichen Beziehung zwischen Wirtschaft und
Ethik einen unaufhebbaren Selbstwiderspruch, eine Art schwar-
zen Schimmel. So äußerte sich etwa George Soros dahingehend,
dass Märkte nun einmal von Grund auf unmoralisch seien; Leute
mit Skrupeln hätten in diesem Umfeld keine Chancen. Auch ein
Manager eines global agierenden Unternehmens artikulierte sich
auf einer vom Theologen Hans Küng geleiteten Tagung dahin-
gehend kurz und bündig: ›In unserem Unternehmen ist das Wort
Ethik verboten.‹ Sollten solche Haltungen vielfach zutreffen, wäre
Wirtschaft unter den gegebenen Bedingungen ethischem Denken
und dessen Fragestellungen gegenüber hermetisch abgeriegelt.«15

Doch was bedeutet heute die Forderung nach ethischem Ver-
halten in Wirtschaft oder Politik? Tatsächlich ist es nicht mehr als
ein ideologischer Krückstock, um sich vor der entscheidenden
Frage zu drücken – der politischen Systemfrage. Professor Wolf-
gang Kersting lehrte bis 2011 Philosophie an der Christian-Al-
brechts-Universität in Kiel. Er beschäftigte sich dabei vor allem
mit den Themen Sozialstaat, Gerechtigkeit und Gesellschaftsord-
nung. »Die Gesellschaft ist geradezu süchtig nach Moral, nach
Weisung und Orientierung. Niemals zuvor war Moral so ein gän-
giger Artikel, niemals zuvor konnte man mit Moral so viel Geld
verdienen«, stellte er fest. Recht hat er ja, wenn man sieht, wer
heutzutage über Ethik spricht. »Früher lehrte Not beten, heute
ruft Not, die eingebildete nicht weniger als die wirkliche, den
Ethiker auf den Plan. Ethik wird zum Allheilmittel; die Gesell-
schaft wird nach Professionalitäts-, Produktions- und Distribu-
tionszonen durchkämmt, und jeder dieser Regionen wird eine
Ethik beigesellt, als eine Art Gouvernante des moralkritischen
Anstands und der zivilisationskritischen Zucht.«16



Wenn es schon so schwierig ist, über die Notwendigkeit ethi-
scher Normen als Grundlage einer demokratischen Bürgergesell-
schaft einen gesellschaftlichen Konsens herzustellen, bleibt nur
eine zentrale Frage: Wie sieht es heute mit den hehren Verfas-
sungsprinzipien in Wirklichkeit aus, mit dem Rechtsstaats-, dem
Sozialstaats- und dem Demokratieprinzip? Nicht besonders gut,
obgleich sicher noch besser als in den meisten vergleichbaren
demokratischen Ländern. Daran sollte sich durch einen Anpas-
sungsprozess, hin zu weniger demokratischen Prinzipien, auch
nichts ändern. Genau einen solchen Anpassungsprozess jedoch
wollen einflussreiche Protagonisten in Deutschland, ob in Politik
oder Wirtschaft, erreichen. Sie sind dafür mitverantwortlich,
dass diese Verfassungsprinzipien ausgehöhlt werden und damit
das Vertrauen der Bürger in die Demokratie zerstört wird. Diese
Protagonisten haben alle ein Gesicht, einen Namen. Um sie und
ihre diversen Machenschaften sichtbar zu machen, darum geht
es auch in Spinnennetz der Macht.
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Das Demokratieprinzip oder
Eindrücke über die verschiedenen
Spinnennetze der Macht

Die Unkultur der gekauften Meinung

Die Geschichte darüber, in welchem Umfang die wirtschaftliche
wie die politische Elite das demokratische System bereits zer-
stört haben, beginnt bei der politischen Unkultur der gekauften
Meinung. Fritz Danner, früher Pressereferent eines japanischen
Automobilkonzerns, berichtet beispielsweise frank und frei über
die Beeinflussung von Journalisten. Demnach habe zum Bei-
spiel sein Konzern zwanzig Chefredakteure zum Wiener Opern-
ball eingeladen, »die natürlich von uns vorher mit Frack und
ihre Damen mit Abendkleidern ausgestattet werden mussten.
Die haben sie gerne nach dem Ball mit nach Hause genom-
men. Das wurde als ›Dienst- und Arbeitskleidung‹ verbucht.
Für Drei-Sterne-Lokale oder Golftrips haben wir dann jeweils
irgendetwas anderes gefunden.« Aber nicht nur Chefredakteure
wurden freundlich gestimmt. »Wir haben bei bis zu zehn Events
pro Jahr 2000 bis 3500 Journalisten durchgeschleust. Jeder konn-
te in dem Fünf-Sterne-Hotel die Minibar leertrinken, an der Bar
Champagner bis zum Abwinken bestellen, und jeder von ihnen
erhielt als Erinnerung ein kleines ›Gastgeschenk‹.« Für sein Un-
ternehmen, so Danner, habe sich dieser Aufwand in jeder Be-
ziehung bezahlt gemacht. Doch damit nicht genug. Uwe Krüger,
wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für Praktische Jour-
nalismus- und Kommunikationsforschung in Leipzig, spricht
von fragwürdigen publizistischen Netzwerken, die in Deutsch-
land zu beobachten seien. »Wenn man diese Netzwerke näher
analysiert, kommt man zum Beispiel zu dem Ergebnis, dass der
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Außenpolitik-Chef der Süddeutschen Zeitung und der Außen-
politik-Chef der Frankfurter Allgemeinen, die ja konkurrierende
Zeitungen sind, ein Netzwerk haben, die in großen Teilen über-
einstimmend sind.«1 Das hat seiner Meinung nach auch Aus-
wirkungen auf die Berichterstattung, »auf einen Mainstream,
der vielleicht entsteht, weil die Schlüsselpersonen mit denselben
Politikern und Wirtschaftsleuten in Kontakt sind«. In diesem
Zusammenhang wundert sich nur noch ein naiver Beobachter,
dass ein Konzern wie der Stahlriese ThyssenKrupp Luxusreisen
für ausgewählte Journalisten organisiert und die beteiligten Jour-
nalisten von renommierten Medien darin nichts Verwerfliches
sehen. Geflogen wurde First Class, übernachtet im Luxushotel.
Entsprechend freundlich sah später auch die Berichterstattung
über den Konzern aus. Aufgedeckt hatte diesen Skandal Die Welt.
Jan-Eric Peters schrieb daraufhin in einem Kommentar der Welt:
»Wie könnten Medien glaubwürdig einen Bundespräsidenten
für ein kostenloses Update im Flugzeug kritisieren, wenn sie sich
von einem Unternehmen Flüge für Tausende von Euro für die
Berichterstattung schenken lassen und dies für den Leser nicht
einmal transparent machen.«2 Und nun betreten wir endgültig
das ethische Niemandsland der deutschen Politik und Wirt-
schaft. »Es ist wohl unumstritten, dass Abgeordnete in Korrup-
tionsgeflechte eingebunden sind. Das ist keine Formulierung, die
von mir stammt; das ist eine Formulierung, die aus einer Bundes-
ratsinitiative des Landes Nordrhein-Westfalen aus dem Jahr 2002
stammt.«3 Das sagte Ralph Sharma, Bundestagsabgeordneter der
Partei Die Linke in einer Parlamentsdebatte über ein Gesetz zur
Abgeordnetenbestechung. Diese Bundesratsinitiative ist nie wei-
ter behandelt worden. Der Abgeordnete erinnerte in diesem Zu-
sammenhang an die sogenannte Sylt-Sause im April 2011.

Damals fand in einem Nobelhotel der Bussi-Bussi-Insel eine
Tagung zum spannenden Thema Glücksspiel statt. Eingeladen
hatte die milliardenschwere Glücksspiel-Lobby. Erschienen
waren »hochkarätige Kreise und Top-Entscheider«. Dazu ge-
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hörten unter anderem der niedersächsische Wirtschaftsminister
Jörg Bode (FDP), die Chefs der damaligen schleswig-holstei-
nischen Regierungsfraktion, Christian von Boetticher (CDU)
und Wolfgang Kubicki (FDP), sowie der schleswig-holsteinische
CDU-Fraktionsvorsitzende Hans-Jörn App, der gleichzeitig
Schatzmeister der Landes-CDU war. Gemeinsam wurde über
die Liberalisierung des Glücksspielmarkts gesprochen. Nach
den neunzigminütigen Vorträgen folgten ein »Offizielles Busi-
ness-Dinner« sowie ein »Cocktail-Empfang«.4 Später wurde die
Gesetzgebung zum Glücksspiel liberalisiert. Die Kieler Landes-
regierung hatte sich überzeugen lassen, das privat organisierte
Glücksspiel möglichst vor bürokratischem staatlichem Eingrei-
fen zu verschonen. Zur Glücksspiel-Lobby, die zuvor, auch auf
Sylt, für sich geworben hatte, gehörten auch Vertreter des On-
line-Glücksspiels. »Teile dieses Angebots«, kritisierte SPD-Lan-
deschef Ralf Stegner, »stehen international in Verdacht, Geld-
wäsche zu ermöglichen und dafür auch von der organisierten
Kriminalität genutzt zu werden.«5

Der Aufenthalt der Politiker und der anderen Gäste wurde
vom Veranstalter bezahlt. Alles ganz normal, war die Reaktion
von FDP- und CDU-Politikern. Wer wundert sich noch darüber?
Schließlich schickten noch vor wenigen Jahren der König des
Glücksspiels, der Unternehmer Paul Gauselmann, und seine Füh-
rungskräfte »an etliche Abgeordnete Spendenschecks über jeweils
einige tausend Euro. Veröffentlichungspflichtig sind Spenden erst
ab 10 000 Euro«.6 Und war es nicht so, dass der Vorsitzende der
FDP-Bundestagsfraktion, Hermann Otto Solms, bei einem seiner
Besuche Gauselmann versprochen hatte, alles zu tun, um eine
neue Automaten-Steuer zu verhindern? Umgekehrt zeigte sich
der Patriarch spendabel, auch bei Festen von führenden Freide-
mokraten, von Rainer Brüderle etwa oder von Solms.«7

Wäre das nicht ein Fall von Abgeordnetenbestechung – wenn
es denn dafür ein Gesetz in Deutschland gäbe? Man kauft eben
nicht die Stimme eines Abgeordneten bei einer parlamentari-


